
In den Artikel über Bera-
tungs- und Finanzierungs-
hilfen bei der Existenzgrün-
dung (“Vater Staat hilft aus
den Startlöchern”), der in
der letzten Ausgabe des
Rheinischen Ärzteblattes
(Heft 8/98) erschienen ist,
haben sich einige Fehler ein-
geschlichen. Diese werden
im folgenden richtiggestellt.

Die Kassenärztliche Ver-
einigung Nordrhein (KV-
No) unterhält keine „Exi-
stenzberatungsstellen“; die
richtige Bezeichnung der an-
gesprochenen Stellen lautet
vielmehr Niederlassungs-
beratung.

Der in dem Artikel er-
weckte Eindruck, die Nie-
derlassungsberatungsstel-
len der KVNo würden auch
Tips geben, welche Stellen
finanzielle Unterstützung
bei der Praxisgründung ge-
währen, ist falsch. Die Nie-
derlassungsberatung der
KVNo arbeitet vielmehr auf
Grundlage der Zulassungs-
verordnung, die vor allem
die Bedarfsplanung einbe-
zieht. Gemäß dem gesetzli-
chen Auftrag haben die Nie-
derlassungsberatungstellen
die Aufgabe über Möglich-
keiten der Niederlassung in
offenen und gesperrten Pla-
nungsbereichen zu beraten
sowie über die Formalitä-
ten und die rechtlichen Be-
dingungen im Zusammen-

hang mit der Zulassung zu
informieren.

Korrektur Kasten Niederlas-
sungsberatungsstellen

Die KVNo bietet ihren
Mitgliedern sowie Ärztin-
nen und Ärzten,die sich nie-
derlassen wollen, einen be-
triebswirtschaftlichen Be-
ratungsservice an, der zu
Fragen der Praxisführung
sowie der Praxisneugrün-
dung sachkundigen Rat ge-
ben kann. Folgende Lei-
stungen werden angeboten:

1.Kostenlose telefonische
Beratung an jedem Montag
in der Zeit von 17.00 Uhr bis
21.00 Uhr unter der Num-
mer (0130) 85 94 88 mit der
Möglichkeit zur Anmeldung

und Terminvereinbarung ei-
nes persönlichen Bera-
tungsgesprächs im Hause
der KVNo in Düsseldorf.

2. Persönliche Beratung
jeweils mittwochs in der Zeit
von 15.00 Uhr bis 20.00 Uhr
nach vorheriger Terminab-
sprache während der tele-
fonischen Beratungszeit.Die
Kosten für das Beratungs-
gespräch betragen 100 DM.

Die Beratung wird von
einem sachkundigen Bera-
ter im Auftrag der KVNo
durchgeführt. Der Berater
ist zur absoluten Neutralität
verpflichtet, unterliegt der
beruflichen Verschwiegen-
heitspflicht und behandelt
alle Informationen streng
vertraulich,auch gegenüber
der KVNo. KVNo
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N A C H R I C H T E N  I N  K Ü R Z E

Präventionskonzept der Ärztekammer
Nordrhein und der Kassenärztlichen
Vereinigung Nordrhein zur Umsetzung der
VBG 122 und 123

Zum 01.09.1998 wird die betriebsärztliche (VBG 123) und si-
cherheitstechnische (VBG 122) Betreuung für alle Praxisinhaber
Pflicht. Innerhalb von 12 Monaten nach dem Inkrafttreten die-
ser Bestimmungen (bis zum 31.08.99) hat der Praxisinhaber der
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrts-
pflege nachzuweisen, daß er seinen gesetzlichen Verpflichtungen
nachkommt. Im Bereich der Arztpraxen liegen aufgrund des fun-
dierten Bildungsniveaus im Gesundheitsbereich und der Mög-
lichkeit effizienter Fortbildung der Kammermitglieder besondere
Bedingungen vor. Aus diesem Grund wollen die Ärztekammer
Nordrhein (ÄKNo) und die Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein
(KVNo) in Abstimmung mit der Berufsgenossenschaft für Ge-
sundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) ein Präventions-
konzept zur Umsetzung der Unfallverhütungsvorschriften VBG
122 und 123 für den Bereich der Arztpraxen entwickeln. Alle Pra-
xisinhaber können sich diesem Präventionskonzept der ÄKNo
und KVNo zu kostengünstigen Konditionen anschließen. Die Teil-
nahme am Präventionskonzept dient der BGW als Nachweis der
Erfüllung der Pflichten nach VBG 122 und 123. Die Umsetzung
des Präventionskonzeptes wird derzeit in den Gremien diskutiert.
Wir werden Sie zeitnah sowohl im Rheinischen Ärzteblatt als
auch in persönlichen Anschreiben über das Präventionskonzept
informieren. Telefonische Auskünfte zum Präventionskonzept er-
teilt Frau Dr. Hefer (0211 4302 504).

KV NORDRHEIN

Erratum

falen“. Die Ausgabe A war
für den Kammerbezirk
Nordrhein bestimmt und
zählte im September 1948
acht Seiten. Damals herr-
schte großer Mangel an kli-
nischen Assistentenstellen
für Facharztanwärter. Un-
ter der Rubrik „Bekannt-
machungen der Aerzte-
kammer und der Kas-
senärztlichen Vereinigung“
wird darauf hingewiesen,
daß Assistenzärzte in einer
Facharztpraxis arbeiten
könnten. Laut „Facharzt-
ordnung“ sei eine „Ausbil-
dung in Polikliniken und
Sprechstunden unter Lei-
tung von Fachärzten“ nur
zur Hälfte und höchstens bis
zu einem Jahr anrechenbar.
Ausnahmen seien nicht
möglich. Als einen Ausweg
aus der Ausbildungsmisere
gibt der Autor den Hinweis,
daß in der Ostzone „teil-
weise ein empfindlicher
Aerztemangel“ herrsche.

„Aus gegebener Veran-
lassung“ weist der Präsident
der Ärztekammer Düssel-
dorf, Professor Dr. Karl

Der frühere Bundesprä-
sident Richard von Weiz-
säcker sagte einmal: „Wer
vor der Vergangenheit die
Augen verschließt,wird blind
für die Gegenwart.“ In die-
sem Sinne beginnt das Rhei-
nische Ärzteblatt eine Reihe,
die den Blick zurückwendet
und schlaglichtartig über
Themen berichten wird, die
die Ärzteschaft vor 50 Jah-
ren im Kammerbezirk be-
wegte. Die Kolumne wird in
Zukunft durch das Foto des
ehemaligen Evangelischen
Krankenhauses am Für-
stenwall 91 in Düsseldorf, in
dem die Ärztekammer Nord-
rhein residierte, leicht er-
kennbar sein.

Das „Rheinische Ärzte-
blatt“ hieß vor 50 Jahren
„Mitteilungsblatt der Aerz-
tekammer Nordrhein-West-

Hartmann, auf das beste-
hende Werbeverbot für Ärz-
te hin.Vor allem Dumping-
angebote machten damals
der Kammer zu schaffen:
Insbesondere sei verboten,

„unentgeltliche oder brief-
liche Behandlungen an-
zukündigen“ sowie „priva-
te Polikliniken oder andere
unentgeltliche Sprechstun-
den anzukündigen.“ bre

Vor 50 Jahren


